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Vorblatt 


Sdiaumweinsteuer-Änderungsgesetz 
(Entwurf der Bundesregierung) 


A. Problem 

Nach geltendem Recht unterliegen der Sdiaumweinsteuer nur 
solche Weine, die mindestens einen Kohlensäurednicfc von 
3 atü (bei 20° C) aufweisen. Es werden zunehmend unter gerin- 
gerem Kohlensäuredruck stehende Weine eingeführt und in 
typischen Sektflaschen unter Bezeichnungen wie „französischer 
Sekt" oder „vin mousseux" angeboten. Dadurch werden die 
Erzeuger vollwertigen Sekts mehr und mehr wirtschaftlich be- 
nachteiligt. 

Die Bundesregierung hat der EG-Kommission die Aufhebung 
einer Steuervergünstigung für die Versektung inlandisdier 
Weine (§10 Schaunrweinsteuergesetz) zugesagt. 

B. Lösung 

Die Schaumweinsteuerpflidit soll auf die vorstehend bezeich- 
neten Produkte in täuschender Aufmachung ausgedehnt werden. 
§ 10 Schaumweinsteuergesetz soll 1971 auslaufen. 


C. Alternative 

Es liegt ein korrespondierender Antrag der Abgeordneten 
Dr. Hauser (Sasbach), Lampersbach, Gewandt, Bremm und Ge- 
nossen — Drucksache W1635 — mit gleicher Zielsetzung hin- 
sichtlich der sektähnlichen Getränke vor. 

Der Bundesrat widerspricht einer Aufhebung des § 10 Schaum- 
weinsteuergesetz. 


D. Kosten 

Es entstehen keine Kosten. Der Gesetzentwurf dient der Erhal- 
tung des bisherigen Schaumweinsteuergesetzes. 

Die Aufhebung des § 10 Schaumweinsteuergesetz führt zu einer 
Verbesserung des Steueraufkommens um 0,5 bis 1 Million DM 
jährlich. 
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Bundesrepublik Deutschland 
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Bonn, den 24. Februar 1971 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Schaumweinsteuergesetzes 

mit Begründung (Anlage 1). Ich bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner 361. Sitzung am 29. Januar 1971 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem 
Gesetzentwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu 
nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu dem Beschluß des 
Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 

Brandt 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Schaumweinsteuergesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Das Schaumweinsteuergesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 26. Oktober 1958 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 764), zuletzt geändert durch das Ge- 
setz zur Änderung strafrechtlicher Vorschriften der 
Reichsabgabenordnung und anderer Gesetze vom 
10. August 1967 (Bundesgesetzbl. I S. 877), wird wie 
folgt geändert: 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden hinter dem Wort 
„Schaumwein" die Worte „ , Getränke, die 
als Schaumwein gelten" eingefügt. 

b) Nach Absatz 1 werden folgende Absätze ein- 
gefügt: 

„(2) Schaumwein im Sinne dieses Gesetzes 
ist das aus frischen Weintrauben, Trauben- 
most oder Wein hergestellte alkohol- und 
kohlensäurehaltige Getränk, das in geschlos- 
senen Behältnissen bei + 20° C einen Koh- 
lensäuredruck von mindestens 3 atü aufweist 
und beim öffnen des Behältnisses durch Ent- 
weichen von Kohlendioxyd gekennzeichnet 
ist. 

(3) Als Schaumwein im Sinne dieses Ge- 
setzes gilt auch jedes andere aus frischen 
Weintrauben, Traubenmost oder Wein her- 
gestellte alkohol- und kohlensäurehaltige Ge- 
tränk, das bei + 20° C einen Kohlensäure- 
druck von weniger als 3 atü aufweist, wenn es 

1. in Schaumweinflaschen enthalten ist und 
eine Aufmachung aufweist, die bei 
Schaumwein handelsüblich ist, oder 

2. in anderen Behältnissen enthalten ist und 
als Schaumwein bezeichnet wird oder nach 
der Aufmachung als Ersatz für Schaum- 
wein dienen soll. 

(4) Schaumweinähnliche Getränke im Sinne 
dieses Gesetzes sind 

1. alkohol- und kohlensäurehaltige aus Obst- 
oder Fruchtmosten oder aus Obst- oder 
Fruchtwein hergestellte Getränke, 

2. sonstige alkohol- und kohlensäurehaltige 
Getränke, die nach Aussehen oder Ge- 
schmack als Ersatz für Schaumwein die- 
nen können, 

sofern sie in geschlossenen Behältnissen bei 
4 - 20° C einen Kohlensäuredruck von min- 


destens 3 atü aufweisen und beim Öffnen 
des Behältnisses durch Entweichen von Koh- 
lendioxyd gekennzeichnet sind." 

c) Die bisherigen Absätze 2 und 3 werden 
Absätze 5 und 6. 

2. In § 2 Abs. 1 werden in Nummer 1 hinter dem 
Wort „Schaumwein" der Klammerzusatz „(§ 1 
Abs. 2 und 3)" und in Nummer 2 hinter den 
Worten „schaumweinähnliche Getränke" der 
Klammerzusatz „(§ 1 Abs. 4)" eingefügt. 

3. § 10 wird gestrichen. 

4. In § 15 Nr. 2 erhält der Klammerzusatz hinter 
dem Wort „Steuererstattung" die Fassung 
.(§ 9)". 


Artikel 2 

Die Steuererstattung nach § 10 des Schaumwein- 
steuergesetzes in der bisherigen Fassung wird letzt- 
malig für inländischen Grundwein gewährt, der im 
Jahre 1971 auf genußfertigen Traubenschaumwein 
verarbeitet worden ist. 


Artikel 3 

Der Bundesminister der Finanzen wird ermäch- 
tigt, den Wortlaut des Schaumweinsteuergesetzes 
in der sich durch Artikel 1 dieses Gesetzes ergeben- 
den Fassung mit neuem Datum, unter neuer Über- 
schrift und in neuer Paragraphenfolge bekanntzu- 
machen und dabei Unstimmigkeiten des Wortlauts 
zu beseitigen. 


Artikel 4 

Dieses Gesetz gilt nach § 12 Abs. 1 des Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechtsverord- 
nungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlassen 
werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des Dritten 
Uberleitungsgesetzes. 


Artikel 5 

Artikel 1 Nr. 3 und 4 tritt am 1. Juli 1972 in Kraft. 
Im übrigen tritt dieses Gesetz am ersten Tage des 
auf die Verkündung folgenden Monats in Kraft. 
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Begründung 


I. Allgemeines 

1. In letzter Zeit sind einige Importeure dazu über- 
gegangen, ausländische wein- und kohlensäure- 
haltige Getränke in Schaumweinflaschen mit 
einem Kohlensäuredruck von weniger als 3 atü 
bei + 20^ C — und nicht, wie für Schaumwein 
vorgeschrieben, mit einem Kohlensäuredruck von 
mindestens 3 atü bei -f 20° C — in das Erhe- 
bungsgebiet einzuführen. Die Flaschen trugen 
u. a. Bezeichnungen wie „vin mousseux" oder 
„französischer Sekt". Diese Einfuhren erfolgten zu 
dem Zweck, die Schaumweinsteuerentrichtung zu 
umgehen — bisher sind nur Erzeugnisse mit 
einem Kohlensäuredruck von mindestens 3 atü 
schaumweinsteuerpflichtig — , die eingeführten 
Erzeugnisse aber gleichwohl als „Schaumwein" 
in den Verkehr zu bringen. Derartige Manipula- 
tionen gefährden das Schaumweinsteueraufkom- 
men und schädigen außerdem die inländischen 
Schaumweinhersteller sowie die seriösen Ein- 
führer von Schaumwein, die für ihre Qualitäts- 
erzeugnisse Schaumweinsteuer bezahlen müssen 
und dadurch gegenüber den Einführern vorge- 
nannter Erzeugnisse mit einem Kohlensäuredruck 
von weniger als 3 atü im Wettbewerb benach- 
teiligt werden. Durch diesen Gesetzentwurf soll 
die ungerechtfertigte steuerliche Bevorzugung 
solcher Erzeugnisse, die im übrigen nicht den in 
der am 1. Juni 1970 in Kraft getretenen Wein- 
marktordnung — Verordnung (EWG) Nr. 816/70 
des Rates zur Festlegung ergänzender Vorschrif- 
ten für die gemeinsame Marktorganisation für 
Wein vom 28. April 1970 (Amtsblatt der Euro- 
päischen Gemeinschaften Nr. L 99 vom 5. Mai 
1970 S. 1) — für Schaumwein vorgeschriebenen 
Begriffsmerkmalen entsprechen, dadurch beseitigt 
werden, daß sie auch der Schaumweinsteuer un- 
terworfen werden. 

Da es sich dabei um eine reine Schutzmaßnahme 
handelt und die vorerwähnten Erzeugnisse nach 
ihrer steuerlidien Gleichstellung mit Schaum- 
wein nicht mehr eingeführt werden dürften, wird 
eine Erhöhung des Steueraufkommens nicht ein- 
treten; in der Vergangenheit durch Nichtbesteue- 
rung eingetretene Schmälerungen des Steuerauf- 
kommens, die im einzelnen nicht bezifferbar 
sind, werden jedoch ausbleiben. 

Es ist nicht anzunehmen, daß die vorgesehene 
gesetzliche Regelung, die dazu führen wird, daß 
die weitere Einfuhr der vorerwähnten Erzeug- 
nisse unterbleibt, einen Einfluß auf das Preis- 
niveau deutscher Konsumschaumweine haben 
wird. 

Wenn aufgrund der Verordnung (EWG) Nr. 
816/70 — Artikel 30 — vom Rat der Europäi- 
schen Gemeinschaften für die Bezeichnung und 
Aufmachung von Schaumwein Regeln mit ausrei- 


chenden rechtlichen Sanktionen erlassen sein 
werden, die es praktisch ausschließen, daß Er- 
zeugnisse als Schaumwein in den Verkehr ge- 
langen, die nicht den im Anhang II der vorge- 
nannten Verordnung für Schaumwein festgeleg- 
ten Begriffsbestimmungen entsprechen, könnte 
eine Aufhebung des jetzt vorgesehenen neuen 
Absatzes 3 des § 1 SchaumwStG in Erwägung 
gezogen werden. 

2. Die Bundesregierung hat der EWG-Kommission 
am 8. August 1967 auf deren wiederholtes Drän- 
gen, § 10 SchaumwStG zu beseitigen, mitgeteilt, 
daß sie die Aufrechterhaltung dieser Vorschrift 
bis zum Wirksamwerden der EWG- Weinmarkt- 
ordnung für dringend notwendig halte. Die 
EWG-Weinmarktordnung ist in ihren wesent- 
lichen Vorschriften am 1. Juni 1970 wirksam 
geworden (vgl. die unter vorstehend Nr. 1 er- 
wähnte Verordnung (EWG) Nr. 816/70). An § 10 
SchaumwStG kann daher nicht mehr festgehal- 
ten werden. Dieser Gesetzentwurf sieht vor, die 
Erstattung nach dem bisherigen § 10 SchaumwStG 
zu beseitigen und letztmalig für inländischen 
Grundwein zu gewähren, der im Jahre 1971 auf 
genußfertigen Traubenschaumwein verarbeitet 
worden ist (Artikel ! Nr. 3 und Artikel 2). Hier- 
durch wird gewährleistet, daß Wein aus der 
Ernte des Jahres 1970 noch unter den bisheri- 
gen Verhältnissen von den Sektkellereien ver- 
arbeitet werden kann. Eine sofortige Beseiti- 
gung des § 10 SchaumwStG ist wegen der von 
den Schaumweinherstellern bereits getroffenen 
Dispositionen und aus praktischen Gründen nicht 
möglich. Der Erstattungszeitraum erstreckt sich 
jeweils auf ein Kalenderjahr, so daß eine Besei- 
tigung nur zu einem Jahresende in Betracht 
kommt. Die Beseitigung des § 10 wird sich auf 
die Verbraucherpreise nicht auswirken. 

Die Aufhebung der Vorschrift wird für den Bun- 
deshaushalt erstmals im Rechnungsjahre 1973 
eine Mehreinnahme an Schaumweinsteuer er- 
bringen, die etwa 0,5 bis 1,0 Mio DM betragen 
dürfte. 


II. Die Regelung im einzelnen 

Artikel 1 

Nummer 1: Änderung des § 1 

Buchstabe a; Ergänzung des Absatzes 1 Satz 1 

Durch die in Buchstabe b — neuer Absatz 3 — vor- 
gesehene Regelung, nach der alkohol- und kohlen- 
säurehaltige Getränke unter bestimmten Vorausset- 
zungen auch dann als Schaumwein gelten, wenn sie 
bei + 20° C einen Kohlensäuredruck von weniger 
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als 3 atü aufweisen, wird es notwendig, diese Er- 
zeugnisse auch im § 1 Abs. 1 als der Schaumwein- 
steuer unterliegend aufzuführen. 

Buchstabe b: Einfügung einer Begriffsbestimmung 

1. Das Schaumweinsteuergesetz enthält bisher 

selbst keine Begriffsbestimmung für Schaumwein 
und schaumweinähnliche Getränke. Eine Be- 
griffsbestimmung ist jedoch auf Grund der Er- 
mächtigung des § 15 Nr. 1 SchaumwStG in den 
Durchführungsbestimmungen zum Schaumwein- 
steuergesetz enthalten. Nach § 1 Abs. 1 der 
Durchführungsbestimmungen zum Schaumwein- 
steuergesetz vom 6. November 1958 (Bundesge- 
setzbl. I S. 766), zuletzt geändert durch die 
Zweite Verordnung zur Änderung der Durchfüh- 
rungsbestimmungen zum Schaumweinsteuerge- 
setz vom 5. Februar 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 47) 
— nachstehend als SchaumwStDB bezeichnet — , 
ist unter Schaumwein im Sinne des Gesetzes ein 
kohlensäure- und weingeisthaltiges Getränk zu 
verstehen, das aus Traubenmost oder Wein im 
Sinne des Weingesetzes hergestellt ist und in ge- 
schlossenen Behältnissen bei -i-20° C einen Koh- 
lensäuredruck von mindestens 3 atü aufweist. 
Diese Vorschrift hat sich in der Vergangenheit 
zwar bewährt, in jüngster Zeit aber nicht mehr 
als ausreichend erwiesen, um Steuerumgehungen 
zu verhindern. Es ist daher notwendig, als 
Schaumwein im Sinne des Schaumweinsteuerge- 
setzes auch solche aus frischen Weintrauben, 
Traubenmost oder Wein hergestellte alkohol- 
und kohlensäurehaltige Getränke zu behandeln, 
die bei C einen Kohlensäuredrudc von we- 

niger als 3 atü aufweisen, wenn sie in Schaum- 
weinflaschen enthalten sind und eine Aufma- 
chung aufweisen, die bei Schaumwein handels- 
üblich ist. Das gleiche soll gelten, wenn solche 
Getränke in anderen Behältnissen, enthalten sind 
und als Schaumwein bezeichnet werden oder 
nach der Aufmachung als Ersatz für Schaumwein 
dienen sollen. Eine solche Gleichstellung kann 
aber nicht in den SchaumwStDB, sondern nur im 
Schaumweinsteuergesetz selbst getroffen wer- 
den; eine Definition für dem Schaumwein gleich- 
gestellte Getränke setzt andererseits das Be- 
stehen einer in einem formellen Gesetz normier- 
ten Begriffsbestimmung für Schaumwein voraus. 
Deshalb wird die Begriffsbestimmung für 
Schaumwein aus § 1 Abs. 1 SchaumwStDB in das 
Gesetz übernommen (neuer Absatz 2 des § 1 
SchaumwStG). Bei dieser Gelegenheit soll die 
Definition für Schaumwein — soweit wie mög- 
lich — an die Schaumweindefinition angepaßt 
werden, die in Anhang II Nr. 12 und 13 der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 816/70 vorgesehen ist. Die 
Definition für dem Schaumwein gleichgestellte 
Getränke wird im neuen Absatz 3 des § 1 
SchaumwStG gegeben. 

2. Die Vorschrift im neuen Absatz 4 des § 1 
SchaumwStG entspricht im wesentlichen dem bis- 
herigen § 1 Abs. 2 SchaumwStDB. Sie soll — aus 
den unter vorstehend Nr. 1 bereits erwähnten 

^ Gründen — nunmehr gleichfalls in das Gesetz 
selbst übernommen werden. 


Buchstabe c: Absätze 5 und 6 

Die Einfügung der neuen Absätze 2 bis 4 hat zur 
Folge, daß die bisherigen Absätze 2 und 3 künftig 
die Bezeichnung 5 und 6 erhalten. 

Nummer 2: Ergänzung des § 2 Abs. 1 (Steuersatz) 
Nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes beträgt die 
Schaumweinsteuer für Schaumwein 1,50 DM für die 
ganze Flasche (0,75 1). Durch die Einfügung des 
Klammerzusatzes „(§ 1 Abs. 2 und 3)" wird klar- 
gestellt, daß diesem Steuersatz auch die in dem 
neuen Absatz 3 des § 1 (vgl. Artikel 1 Nr. 1 Buch- 
stabe b des Gesetzentwurfs) bezeichneten, als 
Schaumwein im Sinne des Gesetzes geltenden alko- 
hol- und kohlensäurehaltigen Getränke mit einem 
Kohlensäuredruch von weniger als 3 atü unterlie- 
gen. Es erscheint zweckmäßig, auch für schaumwein- 
ähnliche Getränke (§ 2 Abs. 1 Nr. 2 des Gesetzes) 
einen entsprechenden Hinweis aufzunehmen. 

Nummer 3: Streichung des § 10 (Steuererstattung) 
Durch die Streichung des § 10 wird — aus den unter 
I. Nr. 2 (Allgemeines) bereits dargelegten Gründen 
— die mit der Europäischen Weinmarktordnung 
nicht zu vereinbarende Erstattungsregelung besei- 
tigt. 

Nummer 4: Änderung des § 15 Nr. 2 (Durchführung) 
Die Änderung wird durch die Streichung des § 10 
(vgl. Nr. 3 oben) erforderlich. 


Artikel 2 

Die Steuererstattung nach § 10 wird jeweils für ein 
Rechnungsjahr gewährt. Da die Schaumweinherstel- 
ler für das Jahr 1971 schon ihre Dispositionen we- 
gen des Einkaufs von Grundweinen getroffen und 
dabei die Steuererstattung für die Verarbeitung in- 
ländischer Grundweine einkalkuliert haben, er- 
scheint es angezeigt, die Erstattungsregelung noch 
für die im gesamten Jahr 1971 auf Traubenschaum- 
wein verarbeiteten Grundweine aufrechtzuerhalten. 

Bei Ablauf des Jahres 1971 werden noch nicht alle 
Grundweine auf Traubenschaumwein verarbeitet 
sein. Um Mißbräuche zu verhindern, die dadurch 
entstehen können, daß z. B. Grundwein lediglich mit 
Kohlensäure imprägniert wird, die dann später aber 
wieder abgelassen wird, erscheint es angezeigt, die 
Erstattung beim Auslaufen der Vergünstigung nur 
für solchen Grundwein zu gewähren, der im Jahre 
1971 restlos zu „genußfertigem" Schaumwein ver- 
arbeitet worden ist. 


Artikel 3 

Das Schaumweinsteuergesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 26. Oktober 1958 ist bereits 
mehrfach geändert worden. Durch die sich aus Arti- 
kel 1 ergebenden Änderungen wird es unübersicht- 
lich. Durch Artikel 3 soll daher dem Bundesminister 
der Finanzen die Ermächtigung gegeben werden, 
das Schaumweinsteuergesetz in der sich aus diesem 
Gesetz ergebenden Fassung neu bekanntzugeben 
und dadurch wieder übersichtlich zu gestalten. 
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Artikel 4 

Der Artikel enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Artikel 5 

Da die Erstattungen für das Jahr 1971 noch nach 
dem bisherigen Recht abgewickelt werden müssen, 
ist es erforderlich, die in Nummer 3 und 4 des Ar- 
tikels 1 vorgesehenen Änderungen erst am 1. Juli 
1972 in Kraft zu setzen. Im übrigen soll das Gesetz 
jedoch am ersten Tage des auf die Verkündung 
folgenden Monats in Kraft treten. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


Artikel 1 Nr. 3 und 4 und Artikel 2 sind zu strei- 
chen. 

Artikel 5 ist wie folghzu fassen: 

„Artikel 5 

Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des auf die 
Verkündung folgenden Monats in Kraft." 

Begründung 

Die Förderung der Verwendung inländischer Gfund- 
weine zur Schaumweinherstellung nach § 10 des 
Schaumweinsteuergesetzes in der Fassung vom 
26. Oktober 1958 (Bundesgesetzbl. I S. 764) hat ihre 
wirtschaftspolitische Bedeutung bis heute nicht ver- 
loren. Die Grundweine aus den nördlichen Anbau- 
gebieten sind für die Herstellung von Qualitäts- 
schaumwein besonders geeignet und sollten nicht 
durch billigere Angebote noch mehr verdrängt 
werden. Hinzu kommt, daß durch die Verwertung 
niedriggrädiger Weine für die Schaumweinherstel- 
lung der Weinmarkt entlastet wird und der Anteil 
der Qualitätsweine am deutschen Angebot relativ 
steigt. 
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Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 


Die vorgeschlagenen Änderungen des Gesetzent- 
wurfs {Streichung des Artikels 1 Nr. 3 und 4 und 
des Artikels 2, Neufassung des Artikels 5) haben 
zum Ziel, die in § 10 des Schaumweinsteuergesetzes 
(SchaumwStG) vorgesehene Steuererstattung für 
Schaumwein, der zu mehr als 75 v. H. aus inlän- 
dischem Grundwein hergestellt ist, unbefristet auf- 
rechtzuerhalten. 

Die Bundesregierung, die der Lage des deutschen 
Weinbaus große Aufmerksamkeit widmet, ist nach 
Kräften bemüht, seinen Belangen im Rahmen des 
Möglichen Rechnung zu tragen. Deshalb hat sie auch 
keine sofortige Beseitigung der Steuererstattungs- 
regelung beschlossen, sondern hat im Gesetzent- 
wurf vorgesehen, daß die Steuererstattung nach 
§ 10 SchaumwStG auch noch solchen inländischen 
Grundweinen zugute kommt, die 1971 auf genuß- 
fertigen Traubenschaumwein verarbeitet werden 
(Artikel 2 des Gesetzentwurfs). Dies dürfte für die 
deutsche Weinwirtschaft in Anbetracht der beson- 
ders reichen Weinernte 1970 hilfreich sein. 

Uber diesen Zeitpunkt hinaus hält die Bundesregie- 
rung indessen eine Beibehaltung der Steuererstat- 
tungsregelung nicht für vertretbar, weil sie insbe- 
sondere mit der europäischen Weinmarktordnung *) | 
nicht vereinbar ist, der auch die Bundesrepublik 
Deutschland zugestimmt hat. Für nationale Rege- 
lungen wie der in § 10 SchaumwStG vorgesehenen 
Art ist danach kein Raum. Der Bundesrat meint, die 
Förderung der Verwendung inländischer Grund- 


*) Verordnung (EWG) Nr. 816/70 des Rates zur Fest- 
legung ergänzender Vorschriften für die gemeinsame 
Marktorganisation für Wein vom 28. April 1970 
(Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 99 
S. 1 vom 5. Mai 1970/Bundeszollbl. 1970 S. 716) 


weine bei der Schaumweinherstellung nach § 10 
SchaumwStG habe ihre wirtschaftspolitische Bedeu- 
tung — für den deutschen Weinbau — bis heute 
nicht verloren. Er läßt hierbei unberücksichtigt, daß 
durch die mit ihren wesentlichen Vorschriften am 
1. Juni 1970 wirksam gewordene EWG-Weinmarkt- 
ordnung ein Weinmarkt geschaffen worden ist, der 
alle Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft 
umfaßt und für den die darin vorgesehenen Rege- 
lungen maßgeblich sind. 

Die Bundesregierung weist im übrigen nachdrück- 
lich auf folgendes hin: 

Die Kommission der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft hatte die Bundesregierung bereits im 
November 1965 und sodann im Februar 1967 dar- 
auf hingewiesen, daß die Steuererstattungsregelung 
nach § 10 SchaumwStG gegen das steuerliche Dis- 
kriminierungsverbot des Artikels 95 des EWG-Ver- 
trages verstoße. Die Bundesregierung hat der Kom- 
mission am 16. August 1967 daraufhin schließlich mit- 
geteilt, daß es sich nach ihrer Meinung bei der Vor- 
schrift des § 10 SchaumwStG um eine marktregulie- 
rende Maßnahme (Beihilferegelung) auf dem Gebiet 
des Weinabsatzes handele, deren Aufrechterhaltung 
bis zum Wirksamwerden der EWG-Weinmarktord- 
nung dringend notwendig sei. Die Kommission hat 
sich dann dieser Auffassung angeschlossen. 

Angesichts dieser Sachlage, insbesondere der Tat- 
sache, daß die europäische Weinmarktordnung be- 
reits Mitte 1970 in Kraft getreten ist, ist die Bun- 
desregierung der Auffassung, daß die mit EWG- 
Recht nicht mehr zu vereinbarende Vorschrift des 
§ 10 SchaumwStG beseitigt werden muß. Sie hält 
daher an der in der Gesetzesvorlage dafür vorge- 
sehenen Regelung fest. 
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